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Teil I – Klarstellung zu meinem NPT-Kommentar 
Am 10. Juni 2026 verabschiedete der BoG1 der IAEA eine 
weitere Resolution2 zum Atomprogramm der Islamischen 
Republik Iran. Darin lautet der dritte Erwägungsgrund, 
wie folgt: 

 
Zumal ich in meinem NPT-Kommentar3 zur Bedeutung 
des Artikels XII IAEA-Statut4 irreführende Bemerkungen 
fallen ließ, die der Klarstellung bzw. Revision bedürfen, 
soll im Folgenden abermals der sachliche Anwendungsbe-
reich der zitierten Bestimmung erörtert werden, welche 
da lautet: 

 

 
1 Board of Governours (Gouverneursrat). 
2 GOV/2026/40. 
3 LAMBAUER, Der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, 
Nordhausen (2013), 80ff. 
4 https://www.iaea.org/about/statute.  

Dazu, bzw. dem fraglichen Zusammenhang zwischen 
dem Artikel XII IAEA-Statut und der Pflicht der NKWS5, 
nach Artikel III NPT, Safeguards zu dulden, habe ich in 
meinem Kommentar6 wie folgt ausgeführt: 

 
Und weiter7: 

 
Im eingangs zitierten 3. Erwägungsgrund der dort zitier-
ten BoG-Resolution führt dieser aus, dass seine frühere 

5 Nicht-Kernwaffenstaaten. Vgl. Artikel IX/3 NPT in meiner Übersetzung 
aus dem Englischen: 

Für die Zwecke dieses Vertrages ist ein Kernwaffenstaat einer, welcher vor dem 1. Januar 
1967 eine Kernwaffe oder eine andere nukleare Sprengvorrichtung hergestellt und zur Ex-
plosion gebracht hat. 

6 Ebd. (FN 3), 80. 
7 84. 
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Resolution8 zum Schluss gekommen sei, dass darin detail-
lierte Verhaltensweisen Irans die Nichtbefolgung dessen 
Safeguards-Pflichten im Zusammenhang mit Artikel 
XII.C IAEA-Statut darstellten. 
Die zuletzt zitierte Bestimmung nimmt Bezug auf Subpa-
ragrafen A.6 derselben Bestimmungen, welcher wiederum 
auf die Pflicht der Empfänger spaltbaren Materials, durch 
deren Gebrauch keine militärischen Zwecke zu fördern, 
nach Artikel XI.F.4 IAEA-Statut abstellt; letzterer lautet: 

 

[…] 

 

[…] 

 
Zumal Artikel XI.A klar und deutlich von IAEA-Projekten 
als solchen spricht, wo ein oder mehrere Staaten diese um 
Hilfe für nukleare Aktivitäten bittet, sind jene von sol-
chen Ersuchen unterschieden, welche ein Staat oder meh-
rerer Staaten als Parteien eines Arrangements im Sinne 
des Artikels III.A.5, 2. Fall IAEA-Statut zur Anwendung 
von Safeguards an die IAEA richten. 
Damit ist also sogar offen, ob solche Safeguards nicht etwa 
der IAEA von den Ersuchenden zur Verfügung gestellt 
werden, damit sie sie anwende. Mit dem Passus in Artikel 
III/1 NPT, wonach die von der IAEA anzuwendenden bzw. 
vom NKWS zu duldenden Safeguards nach dem System 
von Sicherungsmaßnahmen der Agentur auszuhandeln 
und abzuschließen sind, wird nun zwar ein Konnex zu Ar-
tikel III.A.5, 1. Fall IAEA-Statut hergestellt, was aber nicht 
bedeuten kann, dass solche Ersuchen um Anwendung 
bzw. die letztere als IAEA-Projekt im Sinne des Artikels 
XI IAEA-Statut anzusehen sind; denn ihnen fehlt das 
dazu definitionsgemäß notwendige Substrat der Assis-
tenz (mit Rat und Tat bzw. Material) durch die IAEA, wie 
leg cit bestimmt. 
Der teleologische Hintergrund ist klar:  
Bei IAEA-Projekten wirkt die IAEA am Gegenstand der-
selben aktiv mit, weshalb sie eine eigene Verantwortung 
für deren Ergebnisse trägt, sodass die besonderen Pflich-
ten und Rechte ihrer, dafür zu sorgen, dass dabei keine 
militärischen Zwecke gefördert werden, gerechtfertigt ist; 
während bei bloßen Ersuchen um Anwendung eine solche 
aktive Einbindung der IAEA gerade nicht erfolgt, sodass 
sie auch keine (statutarische!) Pflicht zu solcher Vorsicht 
trifft, auf welche aber Artikel XII.C, wie zuvor aufgezeigt, 
deutlich abstellt. 
Soweit Artikel XII IAEA-Statut nach dem Einleitungssatz 
dessen Subparagrafen A auch auf Ersuchen um Anwen-
dung anzuwenden sind, kann dies auf seinen Subparagra-
fen C gerade nicht zutreffen, weil er zum einen ausschließ-
lich von agreements, nicht mehr aber von arrangements 
spricht, und das zentrale Momentum in dessen 

 
8 GOV/2025/38. 
9 Break out Capability. 
10 Vgl. damit die analoge Formulierung noch in der BoG-Resolution 
GOV/2025/38 (FN 8): 

Zusammenhang die Förderung (jedweden) militärischen 
Zwecks ist, während der NPT als zentralen Verbotstatbe-
stand, soweit hier von Relevanz, einzig auf die Herstellung 
(manufacture) der Bombe abstellt, wobei den NKWS, wie 
hinlänglich andernorts erörtert, sogar die BOC9 zusteht, 
betreffs welcher herzhaft gestritten werden kann, ob sie 
militärischen oder zivil-friedvollen Charakters ist. 
Eine Pflicht der IAEA, im Rahmen von NPT-Safeguards-
Ersuchen den UNSC einzuschalten, müsste also in letzte-
ren ausdrücklich vorgesehen sein; um rechtens und nicht 
absurd zu sein, müsste ferner die BOC verneint werden, 
wogegen aber die spezifische Bedeutung des manufacture 
spricht, welchem in der Vertragsverfassung des NPT ge-
genüber produce ausdrücklich der Vorzug eingeräumt 
wurde. 
Es kann nicht oft genug wiederholt werden, dass der NPT 
nicht dazu dienen sollte, die NKWS in deren Souveräner 
Gleichheit zu beschneiden, sondern einen Kompromiss 
zwischen der Durchsetzung der sofortigen Beseitigung 
der rechtswidrigen Kernwaffen einerseits und dem Be-
streben darstellt, deren Proliferation und Dissemination 
auszuschließen, indem als Mittelweg die temporäre Dul-
dung der Kernwaffen in den Händen der KWS sowie die 
BOC eingeschlagen wurden. 
Eine analoge Anwendung der Bestimmung des Artikels 
XII.C IAEA-Statut auf Fälle des Verdachts der Entwick-
lung der Atomenergie zu Zwecken der BOC scheitert da-
her daran, dass bei weitem nicht alle Mitglieder der IAEA, 
insbesondere nicht die NKWS, als mit einer solchen Er-
weiterung ihrer Zuständigkeit einverstanden anzusehen 
sind, weil damit das Recht auf Entwicklung der BOC zur 
Farce würde. 
Wer meine Rezensionen zu den einschlägigen Resolutio-
nen des UNSC zum Iranischen und zum Nordkoreani-
schen Atomprogramm kennt, ist ferner unterrichtet, dass 
auch der UNSC eine solche, wie in Artikel XII.C bei mili-
tärischer Nutzung vorgesehene, Verständigung seiner völ-
kerrechtlich zutreffend gar nicht als angezeigt erachtet. 
Teil II – Zu den Erwägungsgründen der Resolution 
GOV/2026/40 
Der erste Erwägungsgrund der besagten Resolution lau-
tet: 

 
In einer Tätigkeit angestrengt zu sein, wie der BoG rück-
sichtlich der Iran-bezogenen Aktivitäten der IAEA und 
ihres GD nunmehr10 formuliert, bedeutet etwas gänzlich 
anderes als angestrengt zu sein zu tun. 
Bemerkenswert ist demnach, dass es im zweiten und drit-
ten Teil dieses Erwägungsgrundes sehr wohl bei der min-
deren, zuvor an zweiter Stelle genannten Formulierung 
geblieben ist: efforts … to resolve bzw. efforts … to under-
take. 
Ausgehend davon, dass Verifikations-Aktivitäten wohl 
nur von der IAEA zu unternehmen sind, bezieht sich auch 
die Nennform-Gruppe: to resolve …, offenbar auf die 
IAEA, was beides kein gutes Licht auf sie wirft. 
Weiter zum zweiten Erwägungsgrund, der da lautet: 

 
sowie meine Rezension zur dieser vorangehenden, insoweit analogen Re-
solution GOV/2024/68. 

https://www.iaea.org/sites/default/files/25/06/gov2025-38.pdf
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Indem hier die Agentur als jene bezeichnet wird, welche 
objektive, technische Berichterstattung an den BoG ver-
sieht, wird letzterer separat von ersterer gestellt, was of-
fenbar auf die statutarisch nicht geregelte, äußerst prob-
lematische Verschwiegenheitspflicht der Vertreter im 
BoG anspielt. 
Der vierte Erwägungsgrund lautet: 

 
Im Vergleich zum Erwägungsgrund (d) der Resolution 
GOV/2024/6811 bzw. zum demgegenüber bereits fort-
schreitenden Erwägungsgrund (e)12 der Resolution 
GOV/2025/38 heißt es hier abermals völlig neu, dass der 
DG berichtet habe, dass die IAEA unfähig sei, einen 
Schluss betreffs vorher deklarierten nuklearen Materials 
in Iran zu ziehen. Die zuletzt kursiv-fett hervorgehobene 
Wendung deutet darauf hin, dass die IAEA meine Sicht 
teilt, welche ich in der oben verlinkten Rezension13 betreffs 
der Vermengung von zivilem und nicht-zivilem Nuklear-
material eingenommen habe. 
Erwägungsgrund (e) der hier rezensierten Resolution 
GOV/2026/40 lautet: 

 
Die dunkelblau markierte Passage ist ein Zitat aus dem 
darin zitierten Bericht14.  
Die große Sorge, welche der BoG bei der Kenntnisnahme 
von diesem Zitat hegt, wird wohl darauf zurückzuführen 
sein, dass dem DG eine rechtliche Beurteilung von Sach-
verhalten grundsätzlich gar nicht zusteht, und schon gar 
nicht, wenn sie falsch sind, wie hier. 
Der sechste Erwägungsgrund der genannten Resolution 
lautet: 

 
Bemerkt wird hierzu nur kurz, dass die darin genannten 
beiden Resolutionen durch S/RES/2231(2015), OP7(a), auf-
gehoben sind und der Versuch der E3, einen snap-back 
Mechanismus auszulösen, fehlgeschlagen ist; weshalb die 
gegenteilige Sicht des BoG, die nur von westlichen Nutz-
nießern einer Kriminalisierung Irans Atomprogramm ge-
teilt wird, ein Skandal ist. 
Der siebente Erwägungsgrund dieser Resolution lautet: 

 
11 Dieser lautet: 

 
12 Dieser lautet: 

 

 
Abschließend wird ein so notwendiges Einlenken signali-
siert. 
Teil III – Zum operativen Teil der Resolution 
GOV/2026/40 
OP1 lautet: 

 
Hier wird deutlich, wie der oben erörterte erste Erwä-
gungsgrund (a) zu verstehen ist: 
Die Anstrengungen der IAEA reichten zum einen bislang 
nicht hin, das SA vollständig umzusetzen; was, liegt doch 
dessen Umsetzung nicht allein in den Händen der IAEA, 
sondern wesentlich auch in jenen des Ersuchenden (Arti-
kel III.A.5, 2. Fall IAEA-Statut), mithin des Iran, zum an-
dern nur heißen kann, dass das Zurückbleiben der IAEA 
eigene Bereiche betrifft und somit eine echte Säumnis dar-
stellt. 
Soweit es aber tatsächlich dahin gemeint gewesen sein 
sollte, dass die IAEA mit der Umsetzung des Iran oblie-
genden Teils säumig sei, kann dies nur als beißende Kritik 
an der Administration der IAEA verstanden werden: 
denn der IAEA kommt keine zwangsweise Exekutivkom-
petenz zu, weshalb sie – wie schon andernorts vielfach an-
gesprochen – in einem Fall angeblicher Säumnis Irans da-
rauf angewiesen ist, ihren Mitgliedern, die Mitglieder des 
NPT sind, davon Kenntnis zu verschaffen, auf dass diese 
durch die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel für Ord-
nung sorgten; was selbstredend erneut die Frage der Ver-
schwiegenheit rücksichtlich sensibler Daten aufwirft, die 
meines Erachtens, wie bereits zur Sprache gebracht, da-
hin zu beantworten ist, dass, unter dem ISA-Regime (arg.: 
remunerative and fair prices), auch der Gewerbliche 
Rechtsschutz, einschließlich des Urheber- und Patent-
rechts, neu zu denken ist, was allein mit dem Gebot des 
Artikels IV/2 NPT konform gehen kann, dem Recht aller 
auf Teilhabe zu entsprechen. 
OP2 lautet: 

 
Siehe dazu schon oben, Teil I! Überdies wird hier klar, dass 
das recalls nur ein Widerrufen bedeuten kann. 
OP3 lautet: 

 
 
 
 

13 Ebd. (FN 10), 2. 
14 GOV/2026/33, § 43: 
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